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Geschäftszahl: 2024-0.767.621  


Stellungnahme BMBWF zum Entwurf der § 27 


Meldeverordnung 2024 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


zum übermittelten Entwurf der § 27 Meldeverordnung 2024 nimmt das BMBWF wie folgt 


Stellung: 


1. Allgemeines 


Es wird angeregt, eine einheitliche Vorgehensweise bzgl. der Verwendung der Begriffe 


„Board“ bzw. „Board der AQ Austria“ sowie „Beurteilungskriterien“ bzw. „Kriterien“ 


zwischen der Meldeverordnung und den Akkreditierungsverordnungen sicherzustellen. 


Auch die Bestimmungen bzgl. der Befangenheitsgründe sowie der Vor-Ort-Besuche (§ 18 


Abs. 3 Z 1 Meldeverordnung „schlägt vor“ vs. z.B. § 8 Abs. 1 FH-AkkVO „benennt“) sind 


zwischen diesen Verordnungen nicht mehr einheitlich.  


Es wird empfohlen, in der Meldeverordnung generell von „hochschulischen 


postsekundären Bildungseinrichtungen“ anstatt „Bildungseinrichtungen“ zu sprechen.  


Begrifflichkeiten zwischen HS-QSG und Meldeverordnung sollten ident verwendet werden. 


So ist es sachlich nicht nachvollziehbar, warum anstelle von „Webseite“ nun „Website“ 


verwendet werden soll.  


2. Inhaltliche Anmerkungen § 27 Meldeverordnung 2024 


Zu § 2 Abs. 4 und § 9 Abs. 4: Die Vollständigkeit der eingebrachten Unterlagen und 


Nachweise muss eine zweifelsfreie Feststellung der Voraussetzungen ermöglichen. Eine 


unklare Gesetzeslage im Herkunfts- bzw. Sitzstaat liegt in der Sphäre der antragstellenden 
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Institution. Solange nicht Rechtsklarheit vorliegt, kann das Board keine Entscheidung 


treffen. 


Zu § 2 Abs. 5: Der Verweis sollte lauten: „gemäß § 27a Abs. 1 Z 6 HS-QSG“ 


Zu § 2 Abs. 6 bis 8:  Die Bestimmungen könnten zur besseren Lesbarkeit zusammengefasst 


werden (analog auch § 9 Abs. 6 und 7). 


Zu § 5 (und § 12): Es wird angeregt, die Tatbestandsmerkmale für Erlöschen und Widerruf 


zu überarbeiten, da nicht alle Gründe erfasst sind, z.B. der Antrag auf Einstellung.  


Zu § 5 Abs. 4: Dieser Absatz hat zu entfallen. 


Zu § 9 Abs. 3: Es wird darauf hingewiesen, dass ISCED-F 2013 lediglich dem Vergleich von 


nationalen Bildungsstatistiken dient, aber nicht aussagekräftig in Bezug auf das 


Bildungsniveau ist. 


Zu § 16 Abs. 3: „Gradverleihende“ Bildungseinrichtung ist kein Begriff des österreichischen 


Hochschulsystems. Stattdessen sollte „hochschulische postsekundäre 


Bildungseinrichtung“ im Sinne des § 1 HS-QSG verwendet werden.  


Zu § 21: Es ist nicht nachvollziehbar, nach welchen Kriterien der Verweis auf den 


„Herkunfts- bzw. Sitzstaat“ beibehalten bzw. gestrichen wurde.  


Zu § 21 Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 bis 8: „Übliche Standards“ sollten durch „nationale 


gesetzliche Standards“ ersetzt werden. Der Klammerausdruck „(falls vorhanden)“ ist zu 


streichen. 


Mit freundlichen Grüßen. 


Wien, 22. Oktober 2024 


Für den Bundesminister: 


Dr. Wilhelm Brandstätter, MBA 


Elektronisch gefertigt 
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Geschäftszahl: 2024-0.767.621  


Stellungnahme BMBWF zu den Entwürfen Priv-AkkVO 2024 


sowie der FH-AkkVO 2024 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


zu den übermittelten Entwürfen der PrivH-AkkVO sowie der FH-AkkVO nimmt das BMBWF 


wie folgt Stellung: 


 
1. Allgemeines 


Es wird angeregt, eine einheitliche Vorgehensweise bzgl. der Verwendung der Begriffe 


„Board“ bzw. „Board der AQ Austria“ sowie „Beurteilungskriterien“ bzw. „Kriterien“ 


zwischen der Meldeverordnung und den Akkreditierungsverordnungen sicherzustellen. 


Auch die Bestimmungen bzgl. der Befangenheitsgründe sowie der Vor-Ort-Besuche (§ 18 


Abs. 3 Z 1 Meldeverordnung „schlägt vor“ vs. z.B. § 8 Abs. 1 FH-AkkVO „benennt“) sind 


zwischen diesen Verordnungen nicht mehr einheitlich.  


Bei den Ausführungen zum Kriterium Finanzierung (u.a. § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 5 PrivH-


AkkVO, § 15 Abs. 9 FH-AkkVO etc.) werden unterschiedliche Formulierungen 


(„kalkulatorisch nachvollziehbar und plausibel“ bzw. „realistisch und plausibel“) 


verwendet. Dies erscheint inhaltlich nicht nachvollziehbar und es wird angeregt, 


durchgehend die sachlich treffendere Formulierung „kalkulatorisch nachvollziehbar und 


plausibel“ zu verwenden. 


Die Begrifflichkeiten in den Verordnungen folgen grundsätzlich dem HS-QSG, es sind 


jedoch einige Abweichungen feststellbar, die entsprechend angepasst werden sollten. Die 


Begrifflichkeiten bzw. Wortfolgen sollten ident zum HS-QSG verwendet werden:  
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• Die Verwendung Ort der Durchführung/Standort/Ort (HS-QSG: „Standorte der 


Durchführung“) 


• Abweichende Formulierungen bzgl. reglementierter Berufe und Integrität im 


wissenschaftlichen und künstlerischen Studien-, Lehr- und Forschungsbetrieb (keine 


Umformulierungen)  


- reglementierte Berufe: z.B. § 1 Abs. 2 Z 4 und Abs. 4 PrivH-AkkVO  


- Integrität: z.B. § 15 Abs. 4 Z 2 PrivH-AkkVo, Formulierung analog zu HS-QSG  


- z. B. § 15 Abs. 3 Z 2 lit PrivH-AkkVO: verwendet wird „Regelung“ anstelle von 


„Bestimmung“ 


Es wird auch darauf hingewiesen, dass in den Verordnungen die „Verfahrenspauschalen 


Festlegung 2024“ nicht einheitlich zitiert wird.  


 
2. Inhaltliche Anmerkungen PrivH-AkkVO 2024 


Einleitend wird darauf verwiesen, dass es vereinzelt textliche Unterschiede zwischen 


Gegenüberstellung und Verordnungsentwurf gibt.  


Zu § 2: Durch die Aufnahme (weiterer) neuer Bestimmungen geht dieser Paragraph 


inzwischen deutlich über „Begriffsbestimmungen“ hinaus. Angeregt wird eine Ergänzung 


der Überschrift bzw. wäre zu prüfen, ob einzelne neue Bestimmungen z.B. in § 9 verankert 


werden könnten (insbesondere § 2 Abs. 10 und 11). 


Zu § 2 Abs. 11: Der Klammerausdruck (positiv) bzw. (negativ) ist nicht zielführend und 


daher zu streichen. Ein Kriterium wird entweder erfüllt oder nicht. Der Umstand, ob damit 


eine positive oder negative (Gesamt-)Entscheidung durch das Board verbunden ist, ist eine 


sachlich zu trennende Ebene.  


Zu § 3: Es wird angeregt, klarer zu fassen, was der Fokus des „Executive Summary“ ist.  


Zu § 5 Abs. 2 letzter Satz: Es wird angeregt, zu überprüfen, ob hier wirklich eine 


Streichung intendiert ist.  


Zu § 5 Abs. 4: Insbesondere in Hinblick auf neue Institutionen sollte weiterhin von 


„antragstellender Institution“ gesprochen werden. Allgemein sollte im gesamten Text 


diesbezüglich eine einheitliche Begrifflichkeit gewährleistet werden.  


Zu § 5 Abs. 4 Z 1: Diese Änderung schließt gewisse (nicht-vertragliche) Tätigkeiten aus, die 


Änderung sollte daher noch einmal überdacht werden. Die Streichung der Z 3 alt ist 


inhaltlich nicht nachvollziehbar. Eine Beibehaltung wird angeregt. 


Zu § 5 Abs. 7: Der gestrichene Verweis auf die „Beachtung relevanter rechtlicher 


Grundlagen“ sollte überdacht werden, da dies eine zentrale Komponente in der 


Verfahrensdurchführung darstellt.  
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Zu § 7 Abs. 1 erster Absatz: Die Erweiterung der Formulierung im ersten Satz ist zu 


begrüßen, da diese Formulierung aber abschließend verstanden werden könnten, sollte 


diese noch einmal überdacht werden. So könnten z.B. eigene Wahrnehmungen (der 


Gutachterinnen und Gutachter) im Rahmen von Vor-Ort-Besuchen nicht erfasst sein.  


Zu § 7 Abs. 1: Abweichend von § 2 Abs. 11 sowie dem Verordnungsentwurf wird in der 


Gegenüberstellung auf eine Kategorie „mit Einschränkung erfüllt“ verwiesen. Es ist 


klarzustellen, ob es zwei oder drei Kategorien geben soll (erfüllt, mit Einschränkung erfüllt, 


nicht erfüllt). Dies wäre entsprechend auch in § 2 Abs. 11 zu verankern, wobei die 


Anwendung von drei Kategorien (inklusive „mit Einschränkung erfüllt“) als 


nachvollziehbarer erachtet wird. Dies wäre auch entsprechend in der FH-AkkVO zu 


adaptieren. 


Zu § 9 Abs. 1 iVm Streichung § 7 Abs. 3 PrivH-AkkVO 2021: Die vorgesehene Änderung 


hat zur Folge, dass allfällige fachspezifische Gutachten nur noch durch das Board zu 


berücksichtigen sind. Es wird ersucht, zu prüfen, ob dies tatsächlich intendiert ist.  


Zu § 9 Abs. 1: Die erweiterte Formulierung hinsichtlich der Entscheidungsgrundlage des 


Boards ist grundsätzlich zu begrüßen, erscheint aber sprachlich einfacher umsetzbar, 


indem die Formulierung bzgl. der vorliegenden Gutachten angepasst wird („des 


gegebenenfalls vorliegenden Gutachtens bzw. der ggf. vorliegenden Gutachten).  


Zu § 11: Es ist hier nicht nachvollziehbar, warum die einschränkende Formulierung „in der 


Regel“ eingefügt wurde. Dies steht auch im Widerspruch zu § 3 Abs. 9.   


Zu § 14 Abs. 1 Z 2: Aufgrund der Formulierungen ist nicht klar, wann eine Änderung der 


Studiengangsbezeichnung eine wesentliche Änderung darstellt und wann nicht (auch nicht 


durch den neuen Verweis in § 14 Abs. 2 Z 1 auf Abs. 2 Z 2). Es sollte überlegt werden, die 


Bestimmung aus der PrivH-AkkVO 2021 beizubehalten bzw. die Formulierung klarer zu 


gestalten. 


Zu § 15 Abs. 5 Z 3: Die Wortreihenfolge bzgl. der Verbindung von Lehre und Forschung 


bzw. Forschung und Entwicklung der Künste ist anzupassen.  


Zu § 15 Abs. 3 Z 4 letzter Satz: Der Verweis aus die Habilitationsordnung ist redundant 


und kann entfallen. 


Zu § 15 Abs. 3 Z 5: Es wird darauf hingewiesen, dass sich der idente Regelungsgegenstand 


auch in Abs. 3 Z 1 lit i. findet. Inhaltlich ist anzumerken, dass Vorgaben für das nicht-


wissenschaftliche Personal keine Deckung im PrivHG  haben (ebenso in § 16). Die 


Formulierung ist daher anzupassen. Unabhängig von der fehlenden rechtlichen Grundlage 


ist generell unklar, warum es einer Regelung für Bestellungsverfahren für das nicht-


wissenschaftliche Personal bedarf.  
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Zu § 15 Abs. 8 (Personal): Die Streichung „an allen Orten der Durchführung“ ist nicht 


nachvollziehbar, da es ein wesentliches Qualitätsmerkmal ist, dass an allen Standorten 


ausreichend Personal vorhanden ist. Diese Streichung erscheint auch inkonsistent im 


Hinblick darauf, dass in an anderen Stellen der Verweis auf die „Standorte der 


Durchführung“ explizit neu aufgenommen wurde (z.B. § 16 Abs. 7 Z 1 oder § 21 Abs. 1 


neu). Allgemein sollte im gesamten Text diesbezüglich eine einheitliche Vorgehensweise 


gewährleistet werden.  


§ 17 Abs. 5, 6 und 7: Der Verweis auf den Vertrag mit außerhochschulischem 


Rechtsträgern ist redundant. 


§ 19 Abs. 4 und Abs. 6 Z 3: Es wird zweimal dieselbe Passage (Der Kooperationsvertrag …) 


angeführt, die Streichung an einer Stelle wird angeregt.  


 


3. Inhaltliche Anmerkungen FH-AkkVO 2024 


Zu § 2: Durch die Aufnahme (weiterer) neuer Bestimmungen geht dieser Paragraph 


inzwischen deutlich über „Begriffsbestimmungen“ hinaus. Angeregt wird eine Ergänzung 


der Überschrift bzw. wäre zu prüfen, ob einzelne neue Bestimmungen z.B. in § 9 verankert 


werden könnten (insbesondere § 2 Abs. 7 und 8). 


Zu § 2 Abs. 8: Der Klammerausdruck (positiv) bzw. (negativ) ist nicht zielführend und 


daher zu streichen. Ein Kriterium wird entweder erfüllt oder nicht. Der Umstand, ob damit 


eine positive oder negative (Gesamt-)Entscheidung durch das Board verbunden ist, ist eine 


sachlich zu trennende Ebene.  


Zu § 3: Es wird angeregt, klarer zu fassen, was der Fokus des „Executive Summary“ ist.  


Zu § 5 Abs. 2 letzter Satz: Es wird angeregt, zu überprüfen, ob hier wirklich eine 


Streichung intendiert ist.  


Zu § 5 Abs. 4: Insbesondere in Hinblick auf neue Institutionen sollte weiterhin von 


„antragstellender Institution“ gesprochen werden. Allgemein sollte im gesamten Text 


diesbezüglich eine einheitliche Begrifflichkeit gewährleistet werden.  


Zu § 5 Abs. 4 Z 1: Diese Änderung schließt gewisse (nicht-vertragliche) Tätigkeiten aus, die 


Änderung sollte daher noch einmal überdacht werden. Die Streichung der Z 3 alt ist 


inhaltlich nicht nachvollziehbar. Eine Beibehaltung wird angeregt. 


Zu § 5 Abs. 7: Der gestrichene Verweis auf die „Beachtung relevanter rechtlicher 


Grundlagen“ sollte überdacht werden, da dies eine zentrale Komponente in der 


Verfahrensdurchführung darstellt.  
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Zu § 7 Abs. 1 erster Absatz: Die Erweiterung der Formulierung im ersten Satz ist zu 


begrüßen, da diese Formulierung aber abschließend verstanden werden könnten, sollte 


diese noch einmal überdacht werden. So könnten z.B. eigene Wahrnehmungen (der 


Gutachterinnen und Gutachter) im Rahmen von Vor-Ort-Besuchen nicht erfasst sein.  


§ 7 Abs. 1: Der Klammerausdruck (positiv) ist zu streichen.  


Zu § 9 Abs. 1 iVm Streichung § 7 Abs. 3 FH-AkkVO 2021: Die vorgesehene Änderung hat 


zur Folge, dass allfällige fachspezifische Gutachten nur noch durch das Board zu 


berücksichtigen sind. Es wird ersucht, zu prüfen, ob dies tatsächlich intendiert ist.  


Zu § 14 Abs. 1 Z 2: Aufgrund der Formulierungen ist nicht klar, wann eine Änderung der 


Studiengangsbezeichnung eine wesentliche Änderung darstellt und wann nicht (auch nicht 


durch den neuen Verweis in § 14 Abs. 2 Z 1 auf Abs. 2 Z 2). Es sollte überlegt werden, die 


Bestimmung aus der FH-AkkVO 2021 beizubehalten bzw. die Formulierung klarer zu 


gestalten. 


Zu § 15 Abs. 8 (Personal): Die Streichung „an allen Orten der Durchführung“ ist nicht 


nachvollziehbar, da es ein wesentliches Qualitätsmerkmal ist, dass an allen Standorten 


ausreichend Personal vorhanden ist. Diese Streichung erscheint auch inkonsistent im 


Hinblick darauf, dass in an anderen Stellen der Verweis auf die „Standorte der 


Durchführung“ explizit neu aufgenommen wurde. Allgemein sollte im gesamten Text 


diesbezüglich eine einheitliche Vorgehensweise gewährleistet werden.  


Zu § 15 Abs. 5 Z 3 sowie § 17 Abs. 2 Z 3a: Es wird empfohlen, die neue Formulierung noch 


einmal zu überprüfen, insbesondere hinsichtlich der Reihenfolge und dem Fehlen der 


Verbindung zur Lehre. 


§ 15 Abs. 8 Z 5, § 16 Abs. 7 Z 5 sowie § 17 Abs. 4 Z 5: Es wird darauf hingewiesen, dass die 


Formulierungen nicht übereinstimmend sind.  


Zu § 17 Abs. 1 letzter Absatz, Absatz 2. letzter Absatz vor Z 3, Abs. 2 Z 3 letzter Absatz 


(Bei Fachhochschulen … keine Angaben und Unterlagen zu …).: Diese Bestimmungen 


haben keine gesetzlichen Entsprechungen im FHG bzw. HS-QSG und haben demzufolge in 


der Verordnung zu entfallen. 


Mit freundlichen Grüßen. 


Wien, 22. Oktober 2024 


Für den Bundesminister: 


Dr. Wilhelm Brandstätter, MBA 


Elektronisch gefertigt 
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